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AKTIVA
€

31.12.2024

e €

31.12.2023

€
PASSIVA

e

31.12.2024

€ €

31.12.2023

€

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

i. Immaterielle VermOgensgegenstande
1. Lizenzen

2. EDV Software

4.432,00
20.893.00 25.325,00

14.917,00
69.094,00 84.011,00

I. Stammkapital

II. Allgemeine RQcklaga

0,00

10.285.813,90

0,00

10.285.813,90

II. Sachanlagen
1. Unbebaute Grundstücke u. grurrdstücksgleiche Rechte
2. Betraute Grundstücke u. gnjndstücksgl. Rechte
3. Bauten auf fremden Gnmd imd Boden

4. Fattfzeuge

214.042,68
21.048.341,15

462.522,00

12.334.703,00

214.042,68
21.447.106,15

201.582,00
11.370.911,00

III. Gewinnvortrag

tV. JatiresQberschuss (♦)f<'4hresfehlbetrag (•)

15.552.464,25

-4.042.893,31 11.509.570,94

12.667.556,74

2.884.907.51 15.552.464.25
5. Mascftinen und tectm. Anlagen
6. Betriebs-und Gescliaftsausstattung
7. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

761.876,00
1.932.297,00

30.538.309,90 67.292.091,73

1.138.956,00
2.093.068,00

16.322.760,16 52.788.425,99

21.795.384,84 25.838.278,15

B. Umlaufvermögen

1. Vorrate

1. Roh-, Hilfs-, Betriebsstoffe
2. Unfertige Leistungen

3.886.647,56
901.770,86 4.788.418,42

3.818.388,40
757.608,89 4.575.997,29

B. Sonderposten für Investitionszuschüsse

C. Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen und ahnliche Verpflichtungen
2. Sonstige Rückstellungen

41.740.078,00
19.507.917,69

50.213,43

61.247.985,69
37.226.365,00
10.494.416,34

57.776,48

55.720.781,34

11. Forderungen und sonstige VermOgensgegenstande

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
davon mll einer ResUaufzeH von mehr als einem Jahr 0,00 € (Vj. 0,00 €)

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen
davon mt einer ResUaufzeN von mehr als einem Jahr 0,00 € (V). 0,00 €)

3. Forderungen an die Stadt Nürnberg und deren Eigenbetriebe
davon mit einer Resdaulzed von mehr als einem Jahr 0,00 € (Vj. 0,00 €)

4. Sonstige Vermögensgegenstande

3.988.651,85

634.196,01

23.679.982,24

229.720,35 28.532.550,45

4.112.525,72

146.729,89

44.040.231,67

185.494,09 48.484.981,37

D. Verbindlichkeiten

1. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen
davon mtl etnar ResUautzatt b«t zu etnem Jahr 0 < (Vj 124 SSO <)

2. Vert)indlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
davon mit einer Readaulzait bit zu oinom Jahr 0.400 707 4 |V| S 031.192 €)

3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundene Unternehmen
davon mit einer Rettlautiad bit zu einem Jahr 2 402 MI < |V| 3 107 036 C)

4. Vertiindlicftketten gegenüber der Stadt Nürnberg und deren Eigenbetriei>en

0,00

6.400.706,86

2.402.661,48

6.757.084,72

126.650,00

8.031.191,74

3.167.036,47

7.913.718,11

III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 4.100.632,02 1.635.188,38

davonmtle<narRettlauttadbt(ZuatnamJahr2 7S7 0054|Vj 3013718C)
5. Sonstige Verbindlicfiketten

davon md emer Readaubed bis zu einem Jahr 6 313 602 0 (V| 0 037 480 €)
davon aus Steuern 470 774 8 (V) 443 001 8)
davon im Rahmen der sozialen Sichethea 119 ISO 8 (VJ 90 28S 8)

6.313.881,73

21.874.634,79

6.837.487,63

26.076.083,95

C. Rechnungsabgrenzungsposten 403.051,26 317.722,07 E. Rechnungsabgrenzungsposten 173.940,08 193.406,18

SUMME OER AKTIVA 105.142.068.88 107.886.326.10 SUMME DER PASSIVA 105.142.068.88 107.866.326.10

Anlage 1.1



Servicebetrieb Öffentlicher Raum Nürnberg
Gewinn- und Verlustrechnung 2024

Anlage 1.2

2024                      
€

2023                      
€

1. Umsatzerlöse 157.214.558,72 152.740.506,32

2. Erhöhung / Verminderung (-) des Bestandes an unfertigen Leistungen 144.161,97 -50.374,85

3. Andere aktivierte Eigenleistungen 0,00 18.273,50

4. Sonstige betriebliche Erträge 2.302.331,88 967.010,16

5. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und bezogene Waren 14.511.867,02 13.623.496,65

b) Aufwendungen für  bezogene Leistungen 57.529.496,50 54.918.952,47

6. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 51.210.635,77 48.427.352,49

  b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und Unterstützung 20.659.319,24 16.808.992,91

       davon für Altersversorgung 9.593.150,53 € (Vj. 6.924.407,43 €)

7.  Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen 4.449.243,99 3.217.484,66

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 16.619.684,61 15.098.281,82

9. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 1.594.094,31 1.862.719,47

       davon aus der Abzinsung langfristiger Rückstellungen 547.680,67 € (Vj. 577.552,08 €)

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 207.362,69 452.277,07

       davon an verbundene Unternehmen 185.647,50 € (Vj. 215.617,50 €)

       davon aus der Aufzinsung von Rückstellungen 21.578,00 € (Vj. 236.540,00 €)

11. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 4.114,55 0,00

12. Ergebnis nach Steuern -3.936.577,49 2.991.296,53

13. Sonstige Steuern 106.315,82 106.389,02

14.  Jahresüberschuss (+) / Jahresfehlbetrag (-) -4.042.893,31 2.884.907,51

Nachrichtlich:

Der Jahresfehlbetrag i. H. v. -4.042.893,31 € wird auf neue Rechnung vorgetragen

Gewinn- und Verlustrechnung

GuV.xlsx



Servicebetrieb Öffentlicher Raum Nürnberg - Jahresabschluss 2024 - Anhang Blatt 1

A  Allgemeine Angaben

Der Servicebetrieb Öffentlicher Raum Nürnberg hat seinen Sitz in 90489 Nürnberg,
Suizbacher Straße 2-6.

Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Servicebetrieb Öffentlicher Raum Nürnberg
wurde nach den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV) aufgestellt. Die
Gliederung der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte entsprechend dem
zum Erstellungsdatum gesetzlich vorgegebenen Gliederungsschema des HGB und den
ergänzenden Vorschriften der EBV.

B  Angaben zu Bllanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände und Sachanlagen sind
entsprechend den handelsrechtlichen Vorschriften mit den Anschaffungs- bzw. Herstel
lungskosten angesetzt und werden entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungs
dauer planmäßig linear abgeschrieben.

Geringwertige Vermögensgegenstände mit einem Anschaffungswert bis 952 € (Brutto)
werden im Zugangsjahr erfolgswirksam gebucht und Vermögensgegenstände mit einem
Anschaffungswert über 952 € (Brutto) über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer ab
geschrieben.

Die Bewertung der Vorräte erfolgt grundsätzlich zu Anschaffungs- oder Herstellungskos
ten unter Berücksichtigung des Niederstwertprinzips.

Die Forderungen (Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, Forderungen gegen ver
bundene Unternehmen, Forderungen an die Stadt Nürnberg und deren Eigenbetriebe)
und sonstigen Vermögensgegenstände werden zum Nennwert unter Berücksichtigung er
forderlicher Wertberichtigungen, die sich am tatsächlichen Ausfallrisiko orientieren, bilan
ziert.

Liquide Mittel sind zum Nennwert angesetzt.

Vom Ansatzwahlrecht nach § 274 Abs.1 Satz 2 HGB wurde Gebrauch gemacht und auf
den Ausweis aktiver latenter Steuern verzichtet.

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten betreffen Ausgaben vor dem Abschlussstich
tag, soweit sie Aufwand für einen bestimmten Zeitraum nach diesem Zeitpunkt darstellen.

Der Sonderposten für Investitionszuschüsse beinhaltet Zuwendungen der öffentlichen
Hand für Investitionen in das Anlagevermögen. Die Auflösung der Sonderposten erfolgt
entsprechend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer der korrespondierenden Anlage
güter.

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen sowie für Beihilfever
pflichtungen wurden aufgrund eines versicherungsmathematischen Gutachtens der Stadt
Nürnberg passiviert. Der Berechnung liegen die Richttafeln 2018 G von Prof. Klaus Heu
beck zugrunde. Der handelsrechtliche Teilwert wurde unter Berücksichtigung eines Rech
nungszinssatzes für Pensionen in Höhe von 1,9 % und für Beihilfeverpflichtungen in Höhe

Anlage 1.3
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Servicebetrieb öffentlicher Raum Nürnberg - Lagebericht 2024 Anlage 2 Blatt 1
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers:  
 

An den Eigenbetrieb Servicebetrieb Öffentlicher Raum Nürnberg der Stadt Nürnberg 

 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs Servicebetrieb Öffentlicher Raum 

Nürnberg der Stadt Nürnberg, - bestehend aus Bilanz zum 31.12.2024 und der Ge-

winn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2024 bis 31.12.2024 so-

wie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsme-

thoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebs Ser-

vicebetrieb Öffentlicher Raum Nürnberg der Stadt Nürnberg für das Wirtschaftsjahr 

vom 01.01.2024 bis zum 31.12.2024 geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse be-

stätigen wir entsprechend § 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV: 

 

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer pflichtgemäßen 

Prüfung den Rechtsvorschriften und der Betriebssatzung. Der Jahresabschluss vermit-

telt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. 

Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzli-

chen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-

betriebs und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

dar. 

 

Grundlage der Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts entsprechend 

§ 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung der KommPrV und der 

vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für 

weniger komplexe Einheiten durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vor-

schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für 

die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-

merks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Über-

einstimmung mit den kommunalrechtlichen Vorschriften und haben unsere Pflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 

von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-

lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.  
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Sonstige Informationen 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses für den 

Jahresabschluss und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung in allen wesentlichen Belangen 

entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermit-

telt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 

sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 

ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigun-

gen) oder Irrtümern ist. 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-

antwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-

hang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 

Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-

gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 

dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lage-

berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigentriebs vermittelt 

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 

Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung entspricht und die Chancen und Risiken der 

zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-

antwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig er-

achtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-

zuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung zu ermöglichen, und um aus-

reichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-

prozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 

dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 

Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Bayern entspricht und 

die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 

Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 

zum Lagebericht beinhaltet.  

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Be-

achtung der KommPrV und der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW 

Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten durchgeführte Prüfung eine we-

sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolo-

sen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 

wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 

auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftli-

chen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus 

 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtü-

mern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 

sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen 

Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist 

höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche 

Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwir-

ken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 

bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 

– erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses rele-

vanten internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 

Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 

Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
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Wirksamkeit der internen Kontrollen des Eigenbetriebs bzw. dieser Vorkehrungen 

und Maßnahmen abzugeben. 

– beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewand-

ten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Anga-

ben. 

 

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 

eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-

heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 

kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Be-

stätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im La-

gebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 

unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerun-

gen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlang-

ten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 

dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-

ren kann. 

 

– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde-

liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

 

– beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-

setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbe-

triebs. 

 

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 

geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunfts-

orientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-

men Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorien-

tierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 

zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben 

wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Er-

eignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplan-

ten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellun-

gen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir wäh-

rend unserer Prüfung feststellen. 

 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen  

 
Erweiterung der Jahresabschlussprüfung entsprechend § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV 

 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 

Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 01.01.2024 bis zum 31.12.2024 befasst.  

 

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten bestätigen wir zu den wirtschaftlichen 

Verhältnissen nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV: Die wirtschaftlichen Verhältnisse wur-

den geprüft; sie geben keinen Anlass zu Beanstandungen.  

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Eigenbetriebs sowie für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür 

als notwendig erachtet haben. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstat-

tung über die Erweiterung der Abschlussprüfung entsprechend § 53 HGrG 

(IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der 

Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu 

wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Ab-

schlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen 

Vertreter und die Geschäftspolitik zu beurteilen. 

 

 München, 26.06.2025 

Bayerischer Kommunaler  

Prüfungsverband 
 

             
             Christian Baumann 

Wirtschaftsprüfer 
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